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Wildtierkorridore im Aargau
Diskussion um Kosten und Nutzen der geplanten Bauten

or einem Jahr waren
7,4 Millionen Franken
vorgesehen, nun soll
die Wildtierüberfüh-
rung über die A1 zwi-
schen Suhr und Gräni-

chen ganze 13,9 Millionen Franken
kosten (az vom 29. August). Das Bun-
desamt für Strassen (Astra) begründe-
te die massive Verteuerung damit,
dass die Kosten bei der Projektidee zu
niedrig veranschlagt gewesen seien.

SVP-Nationalrat Ulrich Giezendan-
ner genügt diese Erklärung nicht. «Es
kann doch nicht sein, dass ein solches
Bauwerk innerhalb eines Jahres fast
doppelt so teuer wird», sagt der Trans-
portunternehmer. Giezendanner will
die teure Wildtierüberführung in Bun-
desbern thematisieren. «Wenn ich
vom Astra keine befriedigende Erklä-
rung erhalte, werde ich eine Interpel-
lation einreichen oder die Kosten in
der Fragestunde des Bundesrates zur
Sprache bringen», kündigt er an.

Kritik an der «Luxuslösung»
Giezendanner kritisiert nicht nur die

Kostensteigerung, sondern auch die
Ausgaben für das Bauwerk an sich.
«Das ist aus meiner Sicht eine absolute
Luxuslösung, da kostet jeder Frosch,
der über die Brücke hüpft, schon
100 000 Franken», nervt er sich. Für
den SVP-Nationalrat, dessen Partei
sich auf kantonaler Ebene gegen neue
Wildtierüberführungen wehrt, ist klar:
«Das lässt sich auch billiger realisieren,
eine Röhre unter der Autobahn reicht,
eine 50 Meter breite begrünte Brücke

ist massiv übertrieben.» Giezendanner
weist darauf hin, dass sämtliche Kos-
ten für die Überführung aus der Stras-
senkasse beglichen werden müssten.

Thierry Burkart, FDP-Nationalrat und
Präsident des TCS Aargau, ist grund-
sätzlich für Wildtierkorridore. «Wir

V
müssen uns aber schon die Frage stel-
len, ob hier die Mittel haushälterisch
eingesetzt werden.» Burkart sagt, das
Bundesparlament genehmige keine
Einzelprojekte wie die teure Wildtier-
überführung bei Suhr, sondern einen
Rahmenkredit. Dieser liege für Unter-
halt und Entwicklung – in diese Kate-
gorie fällt die Überführung – bei rund
400 Millionen Franken. «Insofern ken-
ne ich das Projekt nicht im Detail, aber
die Kostensteigerung innerhalb eines
Jahres wirft schon Fragen auf.»

Lebensräume wieder vernetzen
Jonas Fricker, Nationalrat der Grü-

nen, sagt zur rechtsbürgerlichen Kri-
tik: «Auch in der Schweiz sinkt die Bio-

diversität. Wildtierüber-
führungen wirken die-
sem Trend entgegen,
indem sie das Ökosys-
tem stabilisieren.» In
den letzten Jahren und
Jahrzehnten seien
durch Strassen und
Bahnlinien viele Lebens-
räume einheimischer
Wildtiere zerschnitten wor-
den. Fricker macht klar: «Es ist unsere
Pflicht, diese nach Möglichkeit wieder
zu vernetzen.» Der Grünen-Nationalrat
sagt, er kenne das Projekt nicht im De-
tail und könne sich deshalb nicht zu
den Kosten äussern. «Ich vertraue aber
darauf, dass die Verantwortlichen

beim Bundesamt für Strassen keine
unnötigen Ausgaben tätigen.» Für ihn
darf eine Billiglösung keine Option
sein, da eine Wildtierüberführung eine
langfristige Investition ist. Aus finanz-
politischer Sicht sei es vor allem wich-
tig, dass die vom Verkehr verursachten

externen Kosten, zu denen Fricker die
Vernetzung der von Autobahnen zer-
schnittenen Lebensräume zählt, aus
Strassengeldern bezahlt werden.

«Schon lange versprochen»
Regula Bachmann, CVP-Grossrätin

und Präsidentin des WWF Aargau, hält
fest: «An dieser wichtigen Stelle ist
schon lange eine Wildtierüberführung
versprochen, es ist höchste Zeit, dass
sie jetzt endlich realisiert wird.» Die ho-
hen Kosten dürfe man sicher hinterfra-
gen, aber dass die Überführung nötig
ist, steht für Bachmann aber fest. Wohl
würde für die Kleintiere eine einfache
Röhre unter der Autobahn reichen,
aber grössere Arten brauchten die Brü-
cke. «Dass die Kosten aus der Strassen-
kasse bezahlt werden, ist völlig richtig,
es sind schliesslich die Strassen, welche
die Lebensräume der Tiere zerschnei-
den.» Bachmann hat kein Verständnis

dafür, dass die SVP kantonale Projekte
für Wildtierüberführungen streichen
will. «Es ist gesetzlich festgelegt, dass
der Kantonsanteil aus der Schwerver-
kehrsabgabe für solche Bauten verwen-
det werden muss, die Finanzierung ist
also kein Problem», sagt sie. Zudem sei-
en die Wildtierkorridore im Richtplan
festgesetzt und der Grosse Rat habe
grundsätzlich Ja gesagt zur besseren
Vernetzung.

VON FABIAN HÄGLER

Die A1 bei Suhr, nahe Gränichen: Hier soll für 14 Millionen Franken eine Wildbrücke gebaut werden. SANDRA ARDIZZONE

Details zu den Wildtierkorri-
doren im Aargau online auf
www.aargauerzeitung.ch

«Wir müssen uns schon
die Frage stellen, ob hier
die Mittel haushälterisch
eingesetzt werden.»
Thierry Burkart 
FDP-Nationalrat und Präsident TCS Aargau

«Es ist höchste Zeit, dass
die Wildtierüberführung
an dieser wichtigen Stelle
endlich realisiert wird.»
Regula Bachmann
CVP-Grossrätin und Präsidentin WWF Aargau

«Jeder Frosch, der
drüber hüpft, kostet
100 000 Franken»
Wie teuer darf eine Wildtier-Überführung über die A1
sein? SVP-Nationalrat Ulrich Giezendanner findet die
geplanten 14 Millionen Franken überrissen, Grünen-
Nationalrat Jonas Fricker vertraut darauf, dass das Bun-
desamt für Strassen keine unnötigen Ausgaben tätigt.

Offen ausgesprochen wurde es von der In-
dustrie- und Handelskammer: So wie sich
das Standort- und Raumkonzept für die Se-
kundarstufe II (Mittel- und Berufsfachschu-
len) heute präsentiert, kann man es auch
gleich sein lassen. «Eine spürbare Verbesse-
rung bezüglich Qualität oder Kosten der Be-
rufsfachschulen gegenüber dem Ist-Zustand
wird nicht erreicht», so der Wirtschaftsver-
band. Der Grosse Rat solle daher gar nicht
erst auf die Vorlage eintreten.

So dürfte es heute auch mit grosser Wahr-
scheinlichkeit herauskommen. Niemand ist
mit den Vorschlägen der Regierung, die von
der Bildungskommission noch einmal zer-
zaust wurden, wirklich zufrieden. Und weil
es kaum einheitliche Parteilinien gibt, son-
dern vor allem um regionale Befindlichkei-
ten geht, dürfte man sich auch schwerlich
auf eine Stossrichtung für einen Auftrag ei-
nigen können, mit dem die Vorlage noch
einmal zur Überarbeitung an die Regierung
zurückzuweisen wäre. Gar nicht erst auf das
Geschäft einzutreten und es damit vom
Tisch zu wischen, wäre die logische Konse-
quenz. So wie es aussieht, waren fünf Jahre
Projektarbeit im Departement von SVP-
Bildungsdirektor Alex Hürzeler für die Katz.

Der Spareffekt ist gering
Darum geht es: Der Regierungsrat erteilte

dem Bildungsdepartement 2011 den Auftrag,
die Berufsschullandschaft im Aargau mit drei
Zielsetzungen neu zu ordnen: eine gleich-
mässigere und insgesamt höhere Auslastung
des Schulraums; eine Verteilung der Berufe
auf die Berufsfachschulen, welche die Bil-
dung von Kompetenzzentren fördern; eine
Reorganisation der Berufsfachschulen, die
den Bedürfnissen der Regionen Rechnung
trägt. Herausgekommen ist nach heftigen
Auseinandersetzungen ein moderater Kom-
promiss mit möglichst wenig regionalpoliti-
schen Opfern: Brugg und Zofingen sollen die
kaufmännische, Wohlen die gewerblich-
industrielle Berufsschule verlieren. Zudem

soll die Wirtschaftsmittelschule an der Alten
Kanti in Aarau an die Kantonsschule in Zofin-
gen verlegt werden. Das Sparpotenzial dieser
Lösung wird auf noch knapp zwei Millionen
geschätzt, ins Auge gefasst hatte man sechs
Millionen. Die Bildungskommission des
Grossen Rats lehnt allerdings auch die
Schliessung des KV-Standorts Brugg und die
Verlegung der Wirtschaftsmittelschule von
Aarau nach Zofingen ab.

Geschäft kommt zur Unzeit
«Der Berg hat eine Maus geboren – oder

nicht mal das», konstatiert FDP-Fraktions-
chef Bernhard Scholl nun vor der heutigen
Beratung des Geschäfts im Grossen Rat. Die
Fraktionen legen ihre Haltung erst heute
früh definitiv fest, aber er könne sich kaum
vorstellen, dass das Geschäft zu Ende bera-
ten wird, so Scholl. Für ihn gibt es bei dieser
Vorlage allerdings ohnehin «keine Parteien-,
sondern nur Regionen-Vertreter». Er sehe
nur Nichteintreten oder allenfalls eine Rück-
weisung als realistische Varianten. Dass die
Reform wahrscheinlich zum Scheitern verur-
teilt ist, sei zwar schade, angesichts der be-
vorstehenden Wahlen aber auch verständ-
lich. Denn so kurz vor den Wahlen will sich
kaum ein Grossrat dem Vorwurf aussetzen,
gegen die Interessen seiner Region gestimmt
zu haben. Auch Dieter Egli, Co-Präsident der
SP-Fraktion, rechnet deshalb damit, dass ei-
ne Mehrheit seiner Fraktion zu Nichteintre-
ten tendieren wird. «Das Timing für dieses
Geschäft ist nicht optimal», meint er. Will
heissen: Gleich vor den Wahlen ist man nicht
bereit, sich für eine Lösung zu exponieren,
die für einen kleinen Effekt viel durcheinan-
der wirbelt.

Man kann sich umhören, wo man will, es
tönt überall ähnlich. Wenn er sich in seiner
Fraktion umschaue, gebe es kaum noch je-
manden, der sich für die Variante der Regie-
rung oder jene der Bildungskommission
stark macht, sagt SVP-Fraktionspräsident
Jean-Pierre Gallati. Auch CVP-Fraktionschef
Peter Voser will bei seinen Leuten ein Unbe-
hagen über die Pläne der Regierung spüren.
«Ich gehe eher davon aus, dass es einen
Nichteintretensentscheid geben wird.» Der
Schwachpunkt des Standortkonzepts ist für
ihn augenfällig: «Es verärgert alle – ohne
dass tatsächlich viel passiert.» Irène Kälin,
Fraktionspräsidentin der Grünen, lässt kaum
ein gutes Haar an der Vorlage: Entweder
zentralisiere man die Berufsschullandschaft
gleich konsequent oder dann könne man sie
auch belassen, wie sie sei.

Eine schlechte Zeit, um über
Schulstandorte zu richten

VON URS MOSER

Grosser Rat Nach einer langen
Sommerpause tagt heute der
Grosse Rat wieder. Auf der Trak-
tandenliste steht das Standortkon-
zept für die Berufsschulen. Ein
heisses Eisen, an dem man sich
die Finger verbrennen kann.

Ab 10 Uhr:
Der Grosse Rat
im Liveticker

«Das Timing für
dieses Geschäft
ist nicht optimal.»
Dieter Egli SP

«Der Berg hat eine
Maus geboren –
oder nicht mal das.»
Bernhard Scholl FDP

Wesam A. hat offenbar Angst. Das Bun-
desgericht hatte den Iraker wegen Un-
terstützung einer kriminellen Organisa-
tion im März zu einer Freiheitsstrafe
verurteilt. Das Gericht sah es als erwie-
sen an, dass der 32-Jährige den Islami-
schen Staat unterstützt hatte. Darüber
hinaus entschied das Bundesamt für
Polizei (Fedpol), dass der Mann nach
Absitzen seiner Strafe in den Irak aus-
gewiesen wird. Fedpol-Sprecherin Lul-
zana Musliu sagte vor einer Woche zur
az: «Wir können bestätigen, dass Fed-
pol gegen einen Unterstützer des IS ei-
ne Ausweisung verfügt hat, weil er die
innere und äussere Sicherheit der
Schweiz gefährdet» (Ausgabe vom
22. 8.). Für den Vollzug ist das Aargauer
Amt für Migration und Integration zu-
ständig. Dies, weil A. vor seiner Verhaf-
tung zuletzt in Baden gewohnt hatte.

Das Aargauer Verwaltungsgericht be-
stätigte am 14. Juli eine dreimonatige
Ausschaffungshaft. Dagegen wehrt sich
Wesam A. jetzt, wie die «Zentral-

schweiz am Sonntag» schreibt. A. habe
das Urteil beim Bundesgericht ange-
fochten. Eine zentrale Frage im Verfah-
ren sei, ob die Wegweisung überhaupt
durchführbar sei. Gemäss dem Urteil
habe der Mann angegeben, dass ihm im
Irak die Verhaftung wegen terroristi-
scher Aktivitäten und die Todesstrafe
drohten. Die Behörden erklärten im
Ausweisungsentscheid, diese Befürch-
tungen seien nicht von der Hand zu
weisen. Das Staatssekretariat für Migra-
tion muss nun prüfen, ob Vollzugshin-
dernisse gemäss der Europäischen
Menschenrechtskonvention vorliegen.

Das Aargauer Verwaltungsgericht hat
die Ausschaffungshaft trotz der Beden-
ken gutgeheissen. Und laut «Zentral-
schweiz am Sonntag» gegenüber dem
Migrationsamt angemerkt: «Das Mika
ist jedoch gut beraten, sämtliche invol-
vierten Behörden auf die Inhaftierung
des Gesuchsstellers hinzuweisen und
auf eine rasche Erledigung des Verfah-
rens zu drängen, die einem Vollzug der
Wegweisung noch entgegenstehen.»

Die zuständigen Stellen äussern sich
nicht zum Einzelfall. Klar ist: Wie der
Entscheid des Bundesgerichts auch
ausfallen wird – er wird mit Spannung
erwartet. Handelt es sich doch um den
ersten Fall, in dem eine Ausweisung
mit der Gefährdung der Sicherheit der
Schweiz begründet wird. (RIO)

Rekurs Das Bundesgericht
muss entscheiden, ob ein IS-
Unterstützer aus dem Aargau
definitiv in den Irak zurück-
muss. Der Mann fürchtet dort
die Todesstrafe.

Dschihadist wehrt sich
gegen Ausschaffung

«Unser Ziel ist es, dass neben Fuchs
und Reh auch selten gewordene Tier-
arten wie Feldhase, Iltis und Rot-
hirsch oder Luchs und Wildkatze wie-
der ihre Spuren in den verschiedenen
Regionen unseres Kantons hinterlas-
sen dürfen.» Das schrieb der dama-
lige Baudirektor Peter C. Beyeler im
Juli 2010 im Vorwort zum Grund-
lagenbericht Wildtierkorridore.

Bei diesen Arten ist das Ziel prak-
tisch unbestritten – anders sieht dies
beim Wildschwein aus. Heute gibt es
im nördlichen Kantonsteil eine viel
grössere Population als im südlichen,
die A1 ist für die Tiere, die massive
Landschäden anrichten können, eine

Barriere. «Das stimmt», bestätigt Erich
Schmid, Geschäftsführer des Aargaui-
schen Jagdschutzvereins, relativiert
aber: «Auch südlich der A1 breiten
sich die Wildschweine aus, sie wan-
dern vom Sihlwald her oder aus dem
Kanton Luzern ein.» Obwohl die Wild-
schweinjagd mit viel Aufwand ver-
bunden ist, freuen sich die Jäger über
die geplante Wildtierbrücke.

Grundsätzlich unterstützt auch der
Bauernverband die Vernetzung von
Lebensräumen. Wenn es um Wild-
schweine geht, meldet Geschäftsfüh-
rer Ralf Bucher aber Vorbehalte an.
«Wir haben Verständnis dafür, dass
der Korridor im Gebiet Suret wieder-
hergestellt wird. Aber wenn man den
Wildschweinen mit der neuen Brücke
die Tür in den Süden öffnet, müsste
der Kanton bei Abgeltungen für Schä-
den grosszügiger sein.» Er kritisiert,
dass die Bagatellschadengrenze ange-
hoben worden sei und die Bauern sel-
ber viel mehr gegen Wildschwein-
schäden unternehmen müssten. (FH) 

Bisher gibt es südlich der A1
viel weniger Wildschweine
als nördlich davon. Mit der
neuen Überführung könnte
sich dies ändern – die Bau-
ern machen sich Sorgen.

Wildschwein: Über die
Brücke in den Süden?

Die ersten offiziellen Empfehlungen
von Verbänden und Parteien zu den
Regierungsratswahlen sind eingetrof-
fen. Der Aargauische Gewerkschafts-
bund (AGB) unterstützt die beiden Kan-
didaten der SP, Urs Hofmann und
Yvonne Feri, sowie den grünen Robert
Obrist. Normalerweise empfiehlt der
AGB nur Mitglieder. Feri und Obrist er-
füllen dieses Kriterium nicht. Nach
dem Rücktritt von Susanne Hochuli nur
Hofmann zu unterstützen, wäre aber
«unklar und unseriös», so der AGB.

Diametral anders ist naturgemäss die
Empfehlung der Aargauischen Indus-
trie- und Handelskammer (AIHK). Sie
unterstützt die vier Bürgerlichen Ste-
phan Attiger (FDP), Alex Hürzeler
(SVP), Markus Dieth (CVP, neu) und
Franziska Roth (SVP, neu). Es brauche
eine politische Hausmacht, «damit die
Regierungsmitglieder die bestmögliche
Wirkung erzielen können». Deshalb
würden nur Kandidierende der drei
bürgerlichen Regierungsparteien emp-
fohlen, so der AIHK-Vorstand.

Die Eidgenössisch-Demokratische
Union (EDU) empfiehlt die zwei bisheri-
gen Bürgerlichen Attiger und Hürzeler,
aber auch den bisherigen SP-Vertreter
Urs Hofmann. Zudem sollen die Neuen
Franziska Roth (SVP) und Markus Dieth
(CVP) gewählt werden. Die EDU selber
stellt mit ihrem Wähleranteil von 1,7
Prozent keinen Kandidaten. (AZ)

Regierungsrat

Erste Empfehlungen
für die Wahlen
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